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Änderungsanträge zu Legislativtexten

Die vom Parlament vorgenommenen Änderungen werden durch Fett- und 
Kursivdruck hervorgehoben. Wenn Textteile mager und kursiv gesetzt 
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ENTWURF EINER LEGISLATIVEN ENTSCHLIESSUNG DES EUROPÄISCHEN 
PARLAMENTS

zu dem Gemeinsamen Standpunkt des Rates im Hinblick auf den Erlass der Richtlinie 
des Europäischen Parlaments und des Rates über die Qualität der Badegewässer und 
deren Bewirtschaftung und zur Aufhebung der Richtlinie 76/160/EWG
(12884/1/2004 – C6-0006/2005 – 2002/0254(COD))

(Verfahren der Mitentscheidung: zweite Lesung)

Das Europäische Parlament,

– in Kenntnis des Gemeinsamen Standpunkts des Rates (12884/1/2004 – C6-0006/2005),

– unter Hinweis auf seinen Standpunkt aus erster Lesung1 zu dem Vorschlag der 
Kommission an das Europäische Parlament und den Rat (KOM(2002)0581)2,

– unter Hinweis auf den geänderten Vorschlag (KOM(2004)0245)3,

– gestützt auf Artikel 251 Absatz 2 des EG-Vertrags,

– gestützt auf Artikel 62 seiner Geschäftsordnung,

– in Kenntnis der Empfehlung des Ausschusses für Umweltfragen, Volksgesundheit und 
Lebensmittelsicherheit für die zweite Lesung (A6-0102/2005),

1. billigt den Gemeinsamen Standpunkt in der geänderten Fassung;

2. beauftragt seinen Präsidenten, den Standpunkt des Parlaments dem Rat und der 
Kommission zu übermitteln.

Gemeinsamer Standpunkt des Rates Abänderungen des Parlaments

Änderungsantrag 1
Erwägung 8 a (neu)

(8a) Um die Öffentlichkeit rechtzeitig 
über außergewöhnliche Ereignisse wie 
Überschwemmungen oder Versagen von 
Infrastruktureinrichtungen zu 
informieren und entsprechend zu 
schützen, sollten geeignete Notfallpläne 
erstellt werden, die auch 

1 ABl. C 82 E vom 1.4.2004, S. 115.
2 ABl. C 45 E vom 25.2.2003, S. 127.
3 Noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht.
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Frühwarnsysteme umfassen.

Begründung

Wiedereinsetzung von Erwägung 12 des ursprünglichen Kommissionstexts. Steht in 
Verbindung mit Änderungsantrag 14.

Änderungsantrag 2
Erwägung 11

(11) Die Gemeinschaft hat am 25. Juni 1998 
das UN/ECE-Übereinkommen über den 
Zugang zu Informationen, die 
Öffentlichkeitsbeteiligung an 
Entscheidungsverfahren und den Zugang zu 
Gerichten in Umweltangelegenheiten 
("Århus-Übereinkommen") unterzeichnet. 
Damit die Gemeinschaft dieses 
Übereinkommen ratifizieren kann, sollte das 
Gemeinschaftsrecht ordnungsgemäß an 
dieses Übereinkommen angeglichen werden. 
Es ist daher angebracht, in diese Richtlinie 
Bestimmungen über den Zugang der 
Öffentlichkeit zu Informationen 
aufzunehmen und für die Beteiligung der 
Öffentlichkeit an ihrer Umsetzung zu 
sorgen.

(11) Die Gemeinschaft hat am 25. Juni 1998 
das UN/ECE-Übereinkommen über den 
Zugang zu Informationen, die 
Öffentlichkeitsbeteiligung an 
Entscheidungsverfahren und den Zugang zu 
Gerichten in Umweltangelegenheiten 
("Århus-Übereinkommen") unterzeichnet. 
Damit die Gemeinschaft dieses 
Übereinkommen ratifizieren kann, sollte das 
Gemeinschaftsrecht ordnungsgemäß an 
dieses Übereinkommen angeglichen werden. 
Es ist daher angebracht, gemäß der 
Richtlinie 2003/4/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 28. Januar 
2003 über den Zugang der Öffentlichkeit 
zu Umweltinformationen1 und der 
Richtlinie 2003/35/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 26. Mai 
2003 über die Beteiligung der 
Öffentlichkeit bei der Ausarbeitung 
bestimmter umweltbezogener Pläne und 
Programme2 in diese Richtlinie 
Bestimmungen über den Zugang der 
Öffentlichkeit zu Informationen 
aufzunehmen und für die Beteiligung der 
Öffentlichkeit an ihrer Umsetzung zu 
sorgen.
_________________________

1 ABl. L 41 vom 14.2.2003, S. 26.
2 ABl. L 156 vom 25.6.2003, S. 17.

Begründung
Wiedereinsetzung von Erwägung 13 des Vorschlags der Kommission in geänderter und 
aktualisierter Form.

Die einschlägigen Bestimmungen des Übereinkommens von Århus wurden durch zwei 
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spezifische Richtlinien umgesetzt, die hier ausdrücklich erwähnt werden sollten.

Änderungsantrag 3
Artikel 2 Nummer 7 Buchstabe f a (neu)

fa) Erstellung von Notfallplänen und 
Einrichtung von Überwachungssystemen;

Begründung

Wiedereinsetzung von Artikel 3 Nummer 3 Buchstabe g des Kommissionsvorschlags.

Dies steht im Einklang mit Änderungsantrag 14 des Berichterstatters, in dem vorgeschlagen 
wird, Artikel 12 des Kommissionsvorschlags wieder aufzunehmen.

Änderungsantrag 4
Artikel 2 Nummer 8

8. „Kurzzeitige Verschmutzung“: eine 
mikrobiologische Verunreinigung im Sinne 
des Anhangs I Spalte A, die eindeutig 
feststellbare Ursachen hat, bei der 
normalerweise nicht damit gerechnet wird, 
dass sie die Qualität der Badegewässer mehr 
als ungefähr 72 Stunden beeinträchtigt, und 
für die die zuständige Behörde, wie in 
Anhang II dargelegt, Verfahren zur 
Vorhersage und entsprechende 
Abhilfemaßnahmen festgelegt hat.

8. „Kurzzeitige Verschmutzung“: eine 
mikrobiologische Verunreinigung im Sinne 
des Anhangs I Spalte A, die eindeutig 
feststellbare Ursachen hat, bei der 
normalerweise nicht damit gerechnet wird, 
dass sie die Qualität der Badegewässer mehr 
als 48 Stunden nach Beendigung der 
Ursache beeinträchtigt und nicht mehr als 
ungefähr 72 Stunden andauert, und für die 
die zuständige Behörde, wie in Anhang II 
dargelegt, Verfahren zur Vorhersage und 
entsprechende Abhilfemaßnahmen festgelegt 
hat.

Begründung

Der Beginn einer kurzzeitigen Verschmutzung kann bisweilen schwierig zu bestimmen sein, 
weshalb eine klarere und genauere Definition erforderlich ist. Das Ende einer eindeutig 
feststellbaren Ursache kann genauer bestimmt werden. 

Änderungsantrag 5
Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe b

b) „ausreichend“, entfällt

Begründung

Der Zustand „ausreichend“ für Badegewässer war im Vorschlag der Kommission nicht 
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vorgesehen und war auch nicht durch Änderungsanträge in erster Lesung eingeführt worden.

Änderungsantrag 6
Artikel 5 Absatz 2

(2) Die erste Einstufung gemäß den 
Anforderungen dieser Richtlinie ist bis 
zum Ende der Badesaison 2015 
abzuschließen.

(2) Die erste Einstufung gemäß den 
Anforderungen dieser Richtlinie ist bis 
zum Ende der Badesaison 2011 
abzuschließen.

Begründung

Änderung eines neuen Elements, das durch den Gemeinsamen Standpunkt des Rates eingefügt 
wurde.

Änderungsantrag 7
Artikel 5 Absatz 3

(3) Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass 
zum Ende der Badesaison 2015 alle 
Badegewässer zumindest "ausreichend" 
sind. Sie ergreifen realistische und 
verhältnismäßige Maßnahmen, die sie als 
zur Erhöhung der Zahl der als 
"ausgezeichnet" oder als "gut" eingestuften 
Badegewässer für geeignet erachten.

(3) Die Mitgliedstaaten sorgen dafür, dass 
zum Ende der Badesaison 2011 alle 
Badegewässer zumindest „gut“ sind und 
dass die Ziele bezüglich des chemischen 
Zustands des Wassers gemäß den 
Kriterien, der Einstufung und den 
Fristen, die  in der Richtlinie 2000/60/EG 
festgelegt sind, erreicht werden. Sie 
ergreifen alle notwendigen Maßnahmen, 
die sie als zur Erhöhung der Zahl der als 
"ausgezeichnet" oder als "gut" eingestuften 
Badegewässer für geeignet erachten.

Begründung

Änderung eines neuen Elements, das durch den Gemeinsamen Standpunkt des Rates eingefügt 
wurde.
Wiedereinführung eines früheren Zeitpunkts für die Erreichung des Qualitätszustands in 
Übereinstimmung mit Artikel 8 Absatz 3 des Kommissionsvorschlags, Aufgreifen der 
Änderung 16 aus erster Lesung und Wiedereinsetzung des Qualitätszustands gemäß Artikel 4 
und 9 des Kommissionsvorschlags. 

Die Kommission hatte als Frist fünf Jahre nach Inkrafttreten (drei Jahre nach den zwei 
Jahren für die Umsetzung) vorgeschlagen. Ausgehend davon, dass die Richtlinie Anfang 2006 
in Kraft tritt, ist es sinnvoll, den neuen Zeitpunkt auf das Ende der Badesaison 2011 
anzusetzen. Damit hätten die Mitgliedstaaten etwas mehr als die ursprünglich 
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vorgeschlagenen fünf Jahre Zeit.

Beabsichtigt wird, die Qualität der Badegewässer so zu verbessern, dass sie bis zu einem 
bestimmten Zeitpunkt der höchsten Kategorie angehören, und es bleibt den Mitgliedstaaten 
überlassen, zu beurteilen, welche Maßnahmen notwendig sind.

Es sollte die ursprüngliche Qualitätseinstufung des Kommissionsvorschlages beibehalten 
werden. Dieser sieht lediglich die Kategorien "ausgezeichnete" und "gute Qualität" vor. 
Bereits in der 1. Lesung wurden sowohl strengere als auch großzügigere Werte vom 
Europäischen Parlament mit großer Mehrheit abgelehnt. Die ursprünglich von der 
Kommission angenommenen Werte stützen sich auf die von der WHO durchgeführten 
Untersuchungen, die einem hohen Schutzniveau entsprechen.  Die Aufnahme einer dritten 
Kategorie "ausreichende Qualität" würde den Rechtsbestand der Badegewässerrichtlinie aus 
dem Jahre 1976 fortführen und den Mindestanforderungen der von der WHO vorgegebenen 
Werten nicht gerecht werden.

Änderungsantrag 8
Artikel 5 Absatz 4

(4) Unbeschadet der allgemeinen 
Anforderung des Absatzes 3 können 
Badegewässer zeitweilig als "mangelhaft" 
eingestuft werden, jedoch nach wie vor 
dieser Richtlinie entsprechen. Die Gründe 
für das Nichterreichen der "ausreichenden" 
Qualität müssen ermittelt worden sein. In 
diesen Fällen sorgen die Mitgliedsstaaten 
dafür, dass die folgenden Bedingungen 
erfüllt werden. 

(4) Unbeschadet der allgemeinen 
Anforderung des Absatzes 3 können 
Badegewässer zeitweilig als "mangelhaft" 
eingestuft werden, jedoch nach wie vor 
dieser Richtlinie entsprechen. Die Gründe 
für das Nichterreichen der "guten" Qualität 
müssen ermittelt worden sein. In diesen 
Fällen sorgen die Mitgliedsstaaten dafür, 
dass die folgenden Bedingungen erfüllt 
werden. 

Begründung

Siehe Begründung zu Änderungsantrag 7.

Änderungsantrag 9
Artikel 5 Absatz 4 Buchstabe a Ziffer i a (neu)

ia) die Ursachen der Nichtkonformität 
beschrieben wurden und

Begründung

Wiedereinsetzung von Artikel 13 Absatz 2 des Kommissionsvorschlags.

Es ist wichtig, dass ausdrücklich die Auflage gemacht wird, dass die Ursachen für die 
Nichtkonformität festgestellt werden. 
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Änderungsantrag 10
Artikel 5 Absatz 4 Buchstabe a Ziffer ii

ii) angemessene 
Bewirtschaftungsmaßnahmen zur 
Vermeidung, Verringerung oder 
Beseitigung der Ursachen der 
Verschmutzung.

ii) Ergreifung angemessener Maßnahmen 
zur Vermeidung, Verringerung oder 
Beseitigung der Ursachen der 
Verschmutzung.

Begründung

Wiedereinsetzung von Artikel 13 Absatz 2 des Kommissionsvorschlags.

Es ist besser, allgemein von Maßnahmen im Allgemeinen zu sprechen als von 
Bewirtschaftungsmaßnahmen, insbesondere da sie zur Vermeidung von 
Verschmutzungsursachen gedacht sind. Die ergriffenen Maßnahmen müssen innerhalb einer 
bestimmten Frist auch Wirkung erzielen.

Änderungsantrag 11
Artikel 5 Absatz 4 Buchstabe a Ziffer ii a (neu)

ii)a die Öffentlichkeit durch einen 
deutlichen und einfachen Warnhinweis 
darauf hingewiesen und zusätzlich über 
die Gründe für die 
Verschmutzung/Kontaminierung und alle 
eingeleiteten Maßnahmen auf der 
Grundlage des Badegewässerprofils 
unterrichtet wird.

Begründung

Wiederaufgreifen der Änderung 18 aus der ersten Lesung, angenommen am 21. Oktober 2003 
(ABl. C 82 vom 1.4.2004). Es wurde hinzugefügt, dass es sinnvoll ist, die Öffentlichkeit auch 
über die geplanten Maßnahmen zu unterrichten und dass das Badegewässerprofil Grundlage 
der Information ist.

Änderungsantrag 12
Artikel 5 Absatz 4 Buchstabe b

b) Wird ein Badegewässer in fünf 
aufeinander folgenden Jahren als 
"mangelhaft" eingestuft, so wird auf Dauer 
das Baden verboten oder auf Dauer vom 
Baden abgeraten. Ein Mitgliedstaat kann 

b) Wird ein Badegewässer in fünf 
aufeinander folgenden Jahren als 
"mangelhaft" eingestuft, so wird auf Dauer 
das Baden verboten oder auf Dauer vom 
Baden abgeraten. Ein Mitgliedstaat kann 
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jedoch vor Ende des Fünfjahreszeitraums 
auf Dauer das Baden verbieten oder auf 
Dauer vom Baden abraten,  wenn der der 
Ansicht ist, dass die Maßnahmen zum 
erreichen der "ausreichenden" Qualität 
nicht durchführbar oder unverhältnismäßig 
teuer wären.

jedoch vor Ende des Fünfjahreszeitraums 
auf Dauer das Baden verbieten oder auf 
Dauer vom Baden abraten,  wenn der der 
Ansicht ist, dass die Maßnahmen zum 
erreichen der "guten" Qualität nicht 
durchführbar oder unverhältnismäßig teuer 
wären.

Begründung

Siehe Begründung zu Änderungsantrag 7.

Änderungsantrag 13
Artikel 6 Absatz 1 Fußnote

* Sechs Jahre nach dem Inkrafttreten 
dieser Richtlinie.

* Fünf Jahre nach dem Inkrafttreten dieser 
Richtlinie.

Begründung

Teilweise Wiedereinsetzung von Änderungsantrag 12 aus der ersten Lesung, angenommen am 
21. Oktober 2003 (ABl. C 82 vom 1.4.2004).

Änderungsantrag 14
Artikel 7

Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, 
dass rechtzeitige und angemessene 
Bewirtschaftungsmaßnahmen getroffen 
werden, wenn sie von unerwarteten 
Situationen Kenntnis erhalten, die sich 
negativ auf die Badegewässerqualität und 
auf die Gesundheit der Badenden 
auswirken oder bei denen nach 
vernünftiger Einschätzung mit solchen 
Auswirkungen zu rechnen ist. Diese 
Maßnahmen schließen die Information 
der Öffentlichkeit und erforderlichenfalls 
ein zeitweiliges Badeverbot ein.

(1) Die Mitgliedstaaten erstellen 
Notfallpläne für Vorkommnisse wie 
Überschwemmungen, Unfälle oder 
Infrastrukturversagen, durch die es zu 
negativen Auswirkungen auf die 
Wasserqualität kommen kann. In diesen 
Plänen werden potenzielle Ursachen und 
mögliche Auswirkungen beschrieben, 
Überwachungs- und/oder 
Frühwarnsysteme geschaffen und 
Hinweise zur Vermeidung bzw. 
Eindämmung von Schäden erteilt.

(2) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass 
umfassende nationale und/oder lokale 
Überwachungs- und Frühwarnsysteme 
geschaffen, verbessert oder beibehalten 
werden, um folgende Maßnahmen zu 
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ermöglichen:
a) Beschreibung von 
Verschmutzungsnotfällen oder der Gefahr 
solcher Notfälle, die negative 
Auswirkungen auf die 
Badegewässerqualität haben können, 
einschließlich durch extreme 
Witterungsbedingungen verursachte 
Notfälle;
b) unmittelbare und unmissverständliche 
Unterrichtung der zuständigen Behörden 
über solche Notfälle oder Gefahren;
c) bei unmittelbarer Bedrohung der 
öffentlichen Gesundheit Verbreitung aller 
relevanten Informationen, die sich im 
Besitz einer Behörde befinden und der 
Öffentlichkeit bei der Vermeidung oder 
Eindämmung von Schäden hilfreich sein 
können, an sämtliche Personen, die 
betroffen sein können;
d) Abgabe von Empfehlungen für 
Vermeidungs- und Abhilfemaßnahmen an 
die betreffenden Behörden und 
gegebenenfalls an die Öffentlichkeit;
e) bei Eintritt eines Notfalls Anbringung 
provisorischer Warnhinweise an deutlich 
sichtbarer Stelle an den betreffenden 
Badegewässern.
(3) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass 
die zuständigen Behörden über die 
erforderlichen Kapazitäten verfügen, um 
im Einklang mit dem betreffenden 
Notfallplan auf solche Vorkommnisse 
bzw. Gefahren reagieren zu können.
(4) Überwachungs- und 
Frühwarnsysteme, Notfallpläne und die 
Kapazitäten zur Reaktion auf besondere 
Vorkommnisse und Gefahren für die 
Badegewässerqualität können mit 
anderen vorhandenen Systemen 
kombiniert werden.

Begründung

Wiedereinsetzung von Artikel 12 des ursprünglichen Kommissionstexts wie vom Parlament 
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geändert, Änderungsantrag 15 aus der ersten Lesung, angenommen am 21. Oktober 2003 
(ABl. C 82 vom 1.4.2004).

Änderungsantrag 15
Artikel 11

Die Mitgliedstaaten fördern die 
Beteiligung der Öffentlichkeit an der 
Umsetzung dieser Richtlinie, indem sie 
der betroffenen Öffentlichkeit die 
Möglichkeit einräumen, Vorschläge, 
Bemerkungen und Beschwerden 
vorzubringen. Die zuständigen Behörden 
tragen allen Informationen, die sie 
erhalten, gebührend Rechnung.

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass bei 
der Erstellung, Überarbeitung und 
Aktualisierung der Badegewässerliste und 
der Badegewässerprofile sowie bei 
Bewirtschaftungsmaßnahmen alle 
interessierten Stellen auch auf lokaler 
Ebene angehört werden und sich 
beteiligen können. Die Mitgliedstaaten 
informieren die Kommission und die 
Öffentlichkeit darüber, wie dies 
organisiert wird.

Begründung

Wiedereinsetzung von Änderungsantrag 20 aus der ersten Lesung, angenommen am 
21. Oktober 2003 (ABl. C 82 vom 1.4.2004).

Änderungsantrag 16
Artikel 12 Absatz 1 Buchstabe b

b) eine allgemeine, nicht fachsprachliche 
Beschreibung des Badegewässers auf der 
Grundlage des gemäß Anhang III erstellten 
Badegewässerprofils,

b) eine allgemeine, nicht fachsprachliche 
Beschreibung des Badegewässers auf der 
Grundlage des gemäß Anhang III erstellten 
Badegewässerprofils; dabei sind die 
Benutzer durch  Anbringung eines von 
der Kommission gebilligten Symbols  an 
deutlich sichtbarer Stelle über den 
gegenwärtigen Status der 
Badegewässerqualität in Kenntnis zu 
setzen,

Begründung

Teilweise Wiedereinsetzung von Änderungsantrag 21 aus der ersten Lesung, angenommen am 
21. Oktober 2003 (ABl. C 82 vom 1.4.2004).

Änderungsantrag 17
Artikel 12 Absatz 1 Buchstabe e a (neu)
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ea) bei Streichung eines Badegewässers 
von der Badegewässerliste ist während der 
Badesaison des Jahres, in dem die 
Streichung vorgenommen wird, sowie im 
darauf folgenden Jahr in unmittelbarer 
Nähe des Badegebiets ein Hinweis für die 
Öffentlichkeit anzubringen, in dem diese 
über die Streichung sowie über die Gründe 
dafür unterrichtet wird. In einem solchen 
von Warnzeichen am Strand flankierten 
Hinweis wird die Öffentlichkeit auch über 
das am nächsten liegende zugängliche 
Badegewässer informiert.

Begründung

Wiedereinsetzung von Artikel 16 Absatz 1 Buchstabe c des Kommissionsvorschlag in der 
durch Änderungsantrag 23 aus der ersten Lesung geänderten Fassung, angenommen am 
21. Oktober 2003 (ABl. C 82 E vom 1.4.2004).

Änderungsantrag 18
Artikel 12 Absatz 1 Buchstabe f a (neu)

fa) Informationen über die Qualität der 
Gewässer, in denen sonstige 
Freizeittätigkeiten üblicherweise ausgeübt 
werden, sofern für diese Gewässer eine 
besondere Gefahr der Verschmutzung 
durch städtische Abwässer und/oder 
sonstige Verschmutzungsquellen besteht;

Begründung

Wiedereinsetzung von Änderungsantrag 7 aus der ersten Lesung, angenommen am 
21. Oktober 2003 (ABl. C 82 vom 1.4.2004).

Änderungsantrag 19
Artikel 12 Absatz 1 a (neu)

(1a) Bei Auftreten einer 
Gefahrensituation arbeiten die 
öffentlichen Stellen mit allen 
interessierten Parteien zusammen, um 
sicherzustellen, dass die Öffentlichkeit 
über alle potenziellen Gefahren klar und 
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kohärent durch Aufstellung 
provisorischer Warnschilder vor Ort 
informiert wird.

Begründung

Wiedereinsetzung von Änderungsantrag 24 aus der ersten Lesung, angenommen am 
21. Oktober 2003 (ABl. C 82 vom 1.4.2004).

Änderungsantrag 20
Artikel 12 Absatz 2 Unterabsatz 1 Einleitung

(2) Die Mitgliedstaaten nutzen geeignete 
Medien und Technologien einschließlich 
des Internet, um Informationen über die in 
Absatz 1 genannten Badegewässer sowie 
folgende weiteren Informationen aktiv und 
unverzüglich zu verbreiten:

(2) Die Mitgliedstaaten nutzen geeignete 
Medien und Technologien einschließlich 
des Internet, um Informationen sowie ihre 
Übersetzung zumindest ins Englische und 
ins Französische über die in Absatz 1 
genannten Badegewässer sowie folgende 
weiteren Informationen so rasch wie 
möglich zu verbreiten:

Begründung

Wiedereinsetzung von Änderungsantrag 25 aus der ersten Lesung, angenommen am 
21. Oktober 2003 (ABl. C 82 vom 1.4.2004).

Bei der Verbreitung der Informationen muss verschiedenen praktischen Vorgängen Rechnung 
getragen werden, unter anderem der Probenahme und der Laboranalysen.

Änderungsantrag 21
Artikel 12 Absatz 2 Unterabsatz 1 Buchstabe b

b) die Einstufung jedes Badegewässers in 
den vorangegangenen drei Jahren und 
seines Badegewässerprofils einschließlich 
der Ergebnisse der nach dieser Richtlinie 
seit der letzten Einstufung durchgeführten 
Überwachung;

b) die Einstufung jedes Badegewässers in 
den vorangegangenen drei Jahren und 
seines Badegewässerprofils einschließlich 
der Ergebnisse der nach dieser Richtlinie 
seit der letzten Einstufung durchgeführten 
Überwachung; die Ergebnisse der in dem 
Gewässer durchgeführten Kontrolle 
sollten binnen einer Woche im Internet 
abrufbar sein;

Begründung

Wiedereinsetzung von Änderungsantrag 26 aus der ersten Lesung, angenommen am 
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21. Oktober 2003 (ABl. C 82 vom 1.4.2004).

Änderungsantrag 22
Artikel 12 Absatz 4

(4) Die Mitgliedstaaten und die 
Kommission stellen der Öffentlichkeit 
nach Möglichkeit auf Georeferenzierung 
beruhende Informationen zur Verfügung 
und achten dabei auf die präzise und 
einheitliche Darstellung der 
Informationen, insbesondere durch die 
Verwendung von Zeichen und Symbolen.

(4) Die Kommission entwickelt nach 
Anhörung der Mitgliedstaaten und der 
einschlägigen Tourismus- und 
Verbraucherverbände, der 
Umweltorganisationen und sonstiger 
interessierter Parteien innerhalb von zwei 
Jahren ein einfaches standardisiertes 
System von Symbolen, die von den 
Mitgliedstaaten, regionalen oder lokalen 
Behörden, der Tourismusindustrie usw. 
als ein Informationsmedium unter 
anderen verwendet werden können, um 
die Öffentlichkeit zu informieren. Das 
System muss auf einer EU-Internetseite 
abrufbar sein.

Begründung

Wiedereinsetzung von Änderungsantrag 27 aus der ersten Lesung, angenommen am 
21. Oktober 2003 (ABl. C 82 vom 1.4.2004).

Änderungsantrag 23
Artikel 14 Absatz 3

(3) Auf der Grundlage dieses Berichts und 
einer ausführlichen Folgenabschätzung 
fügt die Kommission dem Bericht 
gegebenenfalls Vorschläge zur Änderung 
dieser Richtlinie bei.

(3) Auf der Grundlage dieses Berichts und 
einer ausführlichen Folgenabschätzung 
überprüft die Kommission diese Richtlinie 
spätestens 2020 insbesondere im Hinblick 
auf die Parameter für die 
Badegewässerqualität und legt gemäß 
Artikel 251 des Vertrags gegebenenfalls 
entsprechende Gesetzgebungsvorschläge 
vor.

Begründung

Wiedereinsetzung von Änderungsantrag 28 aus der ersten Lesung, angenommen am 
21. Oktober 2003 (ABl. C 82 vom 1.4.2004).



RR\565112DE.doc 17/26 PE 353.641v02-00

DE

Änderungsantrag 24
Artikel 15 Einleitung

Nach dem in Artikel 16 Absatz 2 genannten 
Verfahren kann Folgendes beschlossen 
werden:

Nach dem in Artikel 16 Absatz 2 genannten 
Verfahren wird Folgendes beschlossen:

Begründung

Wiedereinsetzung von Änderungsantrag 29 und teilweise Übernahme des Änderungsantrags 
30 aus erster Lesung, angenommen am 21. Oktober 2003 (ABl. C 82E vom 1.4.2004).

Änderungsantrag 25
Artikel 15 Buchstabe c a (neu)

ca) Ergänzung der Parameter in Anhang I 
betreffend die Bestimmung von Viren auf 
der Grundlage wissenschaftlicher 
Ergebnisse;

Begründung

Wiedereinsetzung von Änderungsantrag 30 aus erster Lesung, angenommen am 21. Oktober 
2003 (ABl. C 82 E vom 1.4.2004), in geänderter Form.

Änderungsantrag 26
Artikel 18 Absatz 1 Unterabsatz 1 Fußnote

* Drei Jahre nach dem Inkrafttreten dieser 
Richtlinie.

* Zwei Jahre nach dem Inkrafttreten dieser 
Richtlinie.

Begründung

Wiedereinsetzung der Bestimmungen von Artikel 22 des Kommissionsvorschlags. Es gibt 
keine Rechtfertigung dafür, dass die Mitgliedstaaten über ein zusätzliches Jahr verfügen 
sollten, um die Bestimmungen umzusetzen.

Änderungsantrag 27
 Anhang I

(Streichung des Anhangs I des Gemeinsamen Standpunkts und Wiedereinsetzung von Anhang 
I aus dem ursprünglichen Vorschlag der Kommission - KOM(2002)0581)

Gemeinsamer Standpunkt des Rates

ANHANG I

BINNENGEWÄSSER
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A B C D E
Parameter Ausgezeichnete 

Qualität
Gute Qualität Ausreichende 

Qualität
Referenzanalyse-

methoden
1 Intestinale 

Enterokokken  
(cfu/100 ml)

200 * 400 * 360** ISO 7899-1 oder
ISO 7899-2

2 Escherichia coli
(cfu/100 ml)

500 * 1000 * 900** ISO 9308-3 oder
ISO 9308-1

KÜSTENGEWÄSSER UND ÜBERGANGSGEWÄSSER

A B C D E
Parameter Ausgezeichnete 

Qualität
Gute Qualität Ausreichende 

Qualität
Referenzanalyse-

methoden
1 Intestinale 

Enterokokken 
(cfu/100 ml)

100 * 200 * 200 ** ISO 7899-1 oder
ISO 7899-2

2 Escherichia coli
(cfu/100 ml)

250 * 500 * 500 ** ISO 9308-3 oder
ISO 9308-1

* Auf der Grundlage einer 95-Perzentil-Bewertung. Siehe Anhang II.
** Auf der Grundlage einer 90-Perzentil-Bewertung. Siehe Anhang II.

Abänderung des Parlaments

(Ursprünglicher Vorschlag der Kommission (KOM(2002)0581)

ANHANG I
Parameter für die Badegewässerqualität

A B 1. C D

Mikrobiologische 
Parameter

Ausgezeichnete 
Qualität

Gute Qualität Analysemethoden

1 Darmenterokokken 
(D.E.) in cfu/100 ml

1001 20058 ISO 7899-

2 Escherischia coli
(E.C.) in cfu/100 ml

25058 50058 ISO 9308-1 

1 Auf der Grundlage einer 95-Perzentil-Bewertung.
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3 Phytoplanktonblüte 
oder 
Makroalgenprolife-
ration1

Negative 
Testergebnisse

Mikroskop-
überwachung2, 
Toxizitätsprüfungen
3, visuelle 
Kontrollen

Physikalisch-
chemische Parameter

Ausgezeichnete 
Qualität

Gute Qualität Kontrollmethoden

4 Mineralöle - kein sichtbarer 
Film auf der 
Wasseroberflä
che, kein 
Geruch

Visuelle Kontrollen 
und 
Geruchsprüfung

5 Teer-Rückstände und 
schwimmende Körper 
wie Holz, Kunststoff, 
Glas, Gummi oder 
sonstige Abfallstoffe

- negativ Visuelle Kontrollen

6 pH4 - 6 - 9 
keine anomale 
Veränderunge
n

Elektrometrie mit 
Kalibrierung auf 
pH 7 und pH 9

Bestimmung des 95. Perzentils5:
Auf der Grundlage einer Schätzung des 95. Perzentils der log10-
Normalwahrscheinlichkeitsdichte mikrobiologischer Daten eines Badegewässers wird der 
95-Perzentil-Wert wie folgt abgeleitet:
(i) nehmen Sie den log10-Wert aller Bakterienauszählungen in der auszuwertenden 

Datensequenz, 

(ii) berechnen Sie das arithmetische Mittel der log10-Werte (), 

(iii) berechnen Sie die Standardabweichung der log10-Werte ().
Der 95-Perzentil-Wert der Datenwahrscheinlichkeitsdichte wird aus folgender Gleichung 
abgeleitet:
95. Perzentil = Antilog (()+(1.65 x 

1 Nur an Standorten, bei denen eine physikalische Empfindlichkeit gegenüber toxischer Blüte (z.B. 
Dinophysis, Alexandrium, Blaualgen) festgestellt wurde.

2 Zellbestimmung und -zählung.
3 Test an Mäusen, Hauttest oder direkte Toxindosierung in Planktonzellen oder Wasser.
4 nur bei Süßwasser
5 Bartram, J. und Rees, G (Hg.) Monitoring Bathing Waters. E and F N Spon, London.
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Begründung

Änderung eines vom Rat in seinem Gemeinsamen Standpunkt eingeführten neuen Elements. 

Die Streichung von Anhang I macht Änderungen im Rest des Vorschlags erforderlich, damit 
die Richtlinie in sich schlüssig wird.

Änderungsantrag 28
Anhang II Nummer 1 „Mangelhafte Qualität“

Badegewässer sind als "mangelhaft" 
einzustufen, wenn im Datensatz über die 
Badegewässerqualität für den letzten 
Bewertungszeitraum a die Perzentil-Werte b 
bei den mikrobiologischen Werten 
schlechter c sind als die in Anhang I 
Spalte D für die "ausreichende Qualität" 
festgelegten Werte.

Badegewässer sind als "mangelhaft" 
einzustufen, wenn im Datensatz über die 
Badegewässerqualität für den letzten 
Bewertungszeitraum a die Perzentil-Werte b 
bei den mikrobiologischen Werten 
schlechter c sind als die in Anhang I 
Spalte C für die "gute Qualität" festgelegten 
Werte.

Begründung

Streichung eines neuen Elements im Gemeinsamen Standpunkt und Wiedereinsetzung der 
Bestimmungen über den Qualitätsstatus gemäß den Artikeln 4 und 9 und den Anhängen I und 
II des Kommissionsvorschlags. Siehe auch Begründung zu Änderungsantrag 7.

Änderungsantrag 29
Anhang II Nummer 2 „Ausreichende Qualität“

2. AUSREICHENDE QUALITÄT entfällt
Badegewässer sind als "ausreichend" 
einzustufen,
1) wenn im Datensatz für die 
Badegewässerqualität für den letzten 
Bewertungszeitraum die Perzentil-Werte 
bei den mikrobiologischen Werten genau 
so gut wie oder besser d als die in Anhang I 
Spalte D für die "ausreichende Qualität" 
festgelegten Werte sind und
2) für den Fall, dass das Badegewässer für 
kurzzeitige Verschmutzungen anfällig ist, 
wenn Folgendes gilt:
i) Es werden angemessene 
Bewirtschaftungsmaßnahmen getroffen, 
wozu auch Beobachtungsmaßnahmen, 
Frühwarnsysteme und Überwachung 
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gehören, damit eine Exposition der 
Badenden durch eine entsprechende 
Warnung oder erforderlichenfalls durch 
ein Badeverbot verhindert wird;
ii) es werden angemessene 
Bewirtschaftungsmaßnahmen getroffen, 
um die Ursachen der Verschmutzung zu 
vermeiden, zu verringern oder zu 
beseitigen; und
iii) die Zahl der Proben, die bei kurzzeitiger 
Verschmutzung während des letzten 
Bewertungszeitraums gemäß Artikel 3 
Absatz 6 außer Acht gelassen wurden, stellt 
nicht mehr als 15 % der Gesamtzahl der in 
den Überwachungszeitplänen für den 
betreffenden Zeitraum vorgesehenen 
Proben dar oder es handelt sich um 
höchstens eine Probe je Badesaison, je 
nachdem, welche Zahl größer ist.

Begründung

Siehe Begründung zu Änderungsantrag 7.

Streichung eines neuen Elements im Gemeinsamen Standpunkt und Wiedereinsetzung der 
Bestimmungen über den Qualitätsstatus gemäß den Artikeln 4 und 9 und den Anhängen I und 
II des Kommissionsvorschlags.

Änderungsantrag 30
Anhang III Nummer 2 Unterabsatz 1

2. Bei Badegewässern, die als "gut", 
"ausreichend" oder "mangelhaft" eingestuft 
sind, ist das Badegewässerprofil regelmäßig 
zu überprüfen, um festzustellen, ob sich die 
in Nummer 1 aufgeführten Aspekte 
verändert haben. Erforderlichenfalls ist das 
Profil zu aktualisieren. Die Häufigkeit und 
der Umfang der Überprüfungen ist nach 
Maßgabe der Art und Schwere der 
Verschmutzung festzulegen. Die 
Überprüfungen müssen jedoch zumindest 
den in der nachstehenden Übersicht 
genannten Vorgaben entsprechen und 
mindestens in der dort angegebenen 
Häufigkeit erfolgen.

2. Bei Badegewässern, die als "gut" oder 
"mangelhaft" eingestuft sind, ist das 
Badegewässerprofil regelmäßig zu 
überprüfen, um festzustellen, ob sich die in 
Nummer 1 aufgeführten Aspekte verändert 
haben. Erforderlichenfalls ist das Profil zu 
aktualisieren. Die Häufigkeit und der 
Umfang der Überprüfungen ist nach 
Maßgabe der Art und Schwere der 
Verschmutzung festzulegen. Die 
Überprüfungen müssen jedoch zumindest 
den in der nachstehenden Übersicht 
genannten Vorgaben entsprechen und 
mindestens in der dort angegebenen 
Häufigkeit erfolgen.
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Begründung

Siehe Begründung zu Änderungsantrag 7.

Streichung eines neuen Elements im Gemeinsamen Standpunkt und Wiedereinsetzung der 
Bestimmungen über den Qualitätsstatus gemäß den Artikeln 4 und 9 und den Anhängen I, II 
und III des Kommissionsvorschlags.

Änderungsantrag 31
Anhang III Nummer 2 Tabelle Spalte 3 „Ausreichend“

„Ausreichend“ entfällt
3 Jahre
a bis f

Begründung

Siehe Begründung zu Änderungsantrag 7.

Änderungsantrag 32
Anhang III Nummer 2 Unterabsatz 2

Bei Badegewässern, die zuvor als 
"ausgezeichnet" eingestuft wurden, ist das 
Badegewässerprofil nur dann zu überprüfen 
und erforderlichenfalls zu aktualisieren, 
wenn sich die Einstufung in "gut", 
"ausreichend" oder "mangelhaft" ändert. 
Die Überprüfung muss alle in Nummer 1 
genannten Aspekte erfassen.

Bei Badegewässern, die zuvor als 
"ausgezeichnet" eingestuft wurden, ist das 
Badegewässerprofil nur dann zu überprüfen 
und erforderlichenfalls zu aktualisieren, 
wenn sich die Einstufung in "gut", oder 
"mangelhaft" ändert. Die Überprüfung muss 
alle in Nummer 1 genannten Aspekte 
erfassen.

Begründung

Siehe Begründung zu Änderungsantrag 7.

Streichung eines neuen Elements im Gemeinsamen Standpunkt und Wiedereinsetzung der 
Bestimmungen über den Qualitätsstatus gemäß den Artikeln 4 und 9 und den Anhängen I, II 
und III des Kommissionsvorschlags.

Änderungsantrag 33
Anhang III Nummer 4

4. Die in Nummer 1 Buchstaben a und b 
genannten Informationen werden 
gegebenenfalls auf einer detaillierten Karte 
dargestellt.

4. Die in Nummer 1 Buchstaben a und b 
genannten Informationen werden auf einer 
detaillierten Karte dargestellt.
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Begründung

Wiedereinsetzung der entsprechenden Bestimmung von Anhang III des 
Kommissionsvorschlags.

Änderungsantrag 34
Anhang V Nummer 4 Unterabsatz 3

Zwischen der Probenahme und der Analyse 
darf so wenig Zeit wie möglich verstreichen. 
Es wird empfohlen, die Proben noch am 
gleichen Arbeitstag zu analysieren. Ist dies 
aus praktischen Gründen nicht möglich, so 
sind die Proben spätestens innerhalb von 
24 Stunden zu bearbeiten. Sie sind bis dahin 
im Dunkeln bei einer Temperatur von 4 °C 
± 3 °C aufzubewahren.

Zwischen der Probenahme und der Analyse 
darf so wenig Zeit wie möglich verstreichen. 
Es wird empfohlen, die Proben noch am 
gleichen Arbeitstag zu analysieren. Ist dies 
aus praktischen Gründen nicht möglich, so 
sind die Proben spätestens innerhalb von 
24 Stunden zu bearbeiten. Sie sind bis dahin 
im Dunkeln bei einer Temperatur von 4 °C 
± 3 °C aufzubewahren. Bei einem größeren 
zeitlichen Abstand zwischen Probenahme 
und Analyse ist die gemessene 
Konzentration der Bakterien mit Hilfe der 
bekannten Zersetzungsformel T90 
anzupassen, um die 
Bakterienkonzentration zum Zeitpunkt der 
Probenahme zu ermitteln.

Begründung

Wiedereinsetzung von Änderungsantrag 75 aus der ersten Lesung, angenommen am 
21. Oktober 2003 (ABl. C 82 E vom 1.4.2004). Auch bei 4°C findet eine Zersetzung der 
Bakterien statt. Um zu gewährleisten, dass bei der Analyse die Konzentration zum Zeitpunkt 
der Probenahme ermittelt wird, ist eine einfache Anpassung nach der bekannten 
Zersetzungsformel T90 vorzunehmen.
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BEGRÜNDUNG

Das Europäische Parlament billigte den Vorschlag der Kommission für eine „Richtlinie des 
Europäischen Parlaments und des Rates über die Qualität der Badegewässer“ in seiner 
Sitzung vom 21. Oktober 2003 mit einer Reihe von Änderungen. Der Rat übernahm in seinem 
Gemeinsamen Standpunkt vom 20. Dezember 2004 eine große Zahl dieser Änderungen, 
jedoch nicht alle. Bei diesen Punkten ist der Gemeinsame Standpunkt wahrscheinlich ein 
Kompromiss zwischen den unterschiedlichen nationalen Interessen, die bei der Ausarbeitung 
dieser Richtlinie eine große Rolle spielen.

Das Parlament muss jetzt prüfen, welche der in erster Lesung angenommenen Änderungen es 
in zweiter Lesung erneut einreichen will.

Nach Ansicht des Berichterstatters war es notwendig, die ursprüngliche Richtlinie aus dem 
Jahr 1976 zu überarbeiten, er stellte jedoch bei der ersten Lesung die Frage, ob die Qualität 
der Badegewässer in Europa nach wie vor durch Brüssel geregelt werden muss.

Ein Element, mit dem sich das Parlament in erster Lesung befasst hat, war die 
Rechtsgrundlage der Richtlinie. Als Rechtsgrundlage wurde Artikel 175 Absatz 1 gewählt. 
Dies bedeutet, dass die Kommission diese Richtlinie im Rahmen der Umweltgesetzgebung 
ausgearbeitet hat. Die Kommission begründet ihre Vorgehensweise jedoch hauptsächlich mit 
einem Hinweis auf die Auswirkungen auf den Fremdenverkehr. Es wurde vorgeschlagen, dass 
diese Rechtsvorschrift sich auf Artikel 95 – Freizügigkeit – stützen sollte. 

Trotz der Zweifel, die in Verbindung mit der Subsidiarität und der Rechtsgrundlage 
bestanden, wurde der Vorschlag in erster Lesung gebilligt.

Bei den vom Rat nicht übernommenen Änderungen des Parlaments sind insbesondere zwei zu 
nennen.

Zum ersten die Ausweitung des Anwendungsbereichs der Richtlinie, um auch andere 
Freizeitaktivitäten einzubeziehen. Wenn Gewässer, die für andere Freizeitzwecke als das 
Baden benutzt werden, nicht in den Anwendungsbereich der Richtlinie fallen, müssten die 
betreffenden Personen doch zumindest über die Qualität des Wassers, in dem sie ihre 
Aktivitäten ausüben, informiert werden. Dadurch könnten sie in jedem Fall eine abgewogene 
Entscheidung treffen, ob sie ihre Aktivität in dem betreffenden Gewässer ausüben wollen.

Zum zweiten fällt auf, dass der Rat eine Unterscheidung zwischen Binnengewässern und 
Küstengewässern eingeführt hat. Solange die Unterscheidung zwischen Binnengewässern und 
Küstengewässern nicht durch wissenschaftliche Erkenntnisse untermauert und dadurch 
akzeptabel wird, ist es für die Bürger absolut unverständlich, das Binnengewässer nicht den 
gleichen Anforderungen genügen müssen wie Küstengewässer. Der Berichterstatter schlägt 
entsprechend vor, diese Unterscheidung zu streichen und den Text an den ursprünglichen 
Vorschlag der Kommission anzupassen.
Eine Anmerkung ist zu machen zu der vom Rat eingeführten Qualitätsstufe „ausreichend“. 
Eine zusätzliche Qualitätsstufe, die genauso viel Schutz bieten kann wie die 
Mindestanforderungen der geltenden Richtlinie, dient als Vorstufe zur „guten“ und 
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„ausgezeichneten“ Qualität.

Um die Mitgliedstaaten dazu zu bewegen, eine bessere Qualität der Badegewässer 
anzustreben, ist eine gute Information von großer Bedeutung. Es kann deshalb nicht genug 
betont werden, dass die Öffentlichkeit einen guten Zugang zu solchen Informationen haben 
muss, und zwar über das Internet und an den Badegewässern selbst. Schließlich kann man 
nicht erwarten, dass jeder Badegast einen Laptop mit sich führt, um sich an der Küste zu 
vergewissern, ob das Wasser den Qualitätskriterien entspricht. Außerdem muss die verfügbare 
Information aktuell sein, also keine Information über die Badewasserqualität vor einem Jahr, 
und sie muss zumindest in englischer und französischer Sprache gegeben werden.

Der Rat betont in seiner Begründung zwar die Verwendung von Zeichen und Symbolen, trägt 
dem jedoch in den Formulierungen seines Gemeinsamen Standpunkts unzureichend 
Rechnung. Hier ist durch Wiedereinsetzung einer Änderung des Parlaments aus der ersten 
Lesung eine Verbesserung notwendig, das Parlament schlägt vor, dass die Kommission ein 
einfaches, standardisiertes System von Symbolen entwickelt.

Der Rat weicht vom ursprünglichen Vorschlag ab, indem er den Artikel über Notfallpläne 
einschränkt. Vor kurzem gab es erneut starke Überschwemmungen in zahlreichen 
Mitgliedstaaten, und gerade jetzt wäre ein Artikel über Notfallpläne einschließlich der 
zugehörigen Information der Öffentlichkeit angebracht.

Was den Aspekt der Beteiligung der Öffentlichkeit angeht, so ist auch hier eine Verbesserung 
des Gemeinsamen Standpunkts möglich. Es wird deshalb empfohlen, die Änderung des 
Parlaments aus erster Lesung zu diesem Aspekt wieder einzusetzen.
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